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Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (5. BAföGÄndG) 


A. Zielsetzung 

Durch die Einführung des Beruf sgrundbildungsjahres als Regel- 
schule ist für die Auszubildenden im Beruf sgrundbildungsjahr 
im Vergleich mit den gleichaltrigen Teilzeitberufsschülern (den 
Auszubildenden im ersten Jahr der betrieblichen Ausbildung) 
eine finanzielle Benachteiligung deutlich geworden, die die 
Auszubildenden häufig veranlaßt, die schulische Ausbildung 
abzulehnen und in eine andere, betriebliche Ausbildung zu 
gehen, in der sie Ausbildungsvergütung oder Berufsausbil- 
dungsbeihilfen nach dem Arbeitsförderungsgesetz erhalten 
können. 

Es müssen daher sämtliche bisher unberücksichtigten Auszu- 
bildenden im ersten Jahr des berufsbildenden schulischen Voll- 
zeitunterrichts — insbesondere die Schüler des Berufsgrund- 
bildungsjahres — den Auszubildenden im ersten Jahr der be- 
trieblichen Ausbildung finanziell möglichst gleichgestellt wer- 
den, damit sie einen Anreiz zum Besuch der schulischen Aus- 
bildung erhalten. 


B. Lösung 

Durch die Einbeziehung dieser Auszubildenden in die Aus- 
bildungsförderung (Änderung der §§ 2 und 68 des Bundesaus- 
bildungsförderungsgesetzes) wird auf bestmögliche Art sicher- 
gestellt, daß für sozial schwache Familien der finanzielle Nach- 
teil in der schulischen Ausbildung teilweise ausgeglichen wird. 
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C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Mehraufwendungen für die Förderungsleistungen auf 
Grund dieses Gesetzes betragen nach Berechnungen des Bun- 
desministers für Bildung und Wissenschaft 

für das Jahr 1978 (ab 1. August) 45 Millionen DM 

für das Jahr 1979 120 Millionen DM 

für das Jahr 1980 140 Millionen DM 

für das Jahr 1981 140 Millionen DM. 

Davon tragen der Bund 65 v. H. und die Länder 35 v, H, 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (31) — 280 03 — Au 70/78 


Bonn, den 5. September 1978, 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom 
Bundesrat in seiner 461. Sitzung am 7. Juli 1978 beschlossenen Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes 
(5. BAföGÄndG) mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als An- 
lage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des 
Bundesausbildungsförderungsgesetzes (5. BAföGÄndG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. April 1976 
(BGBl. I S. 989), geändert durch Artikel 1 des Ge- 
setzes vom 26. April 1977 (BGBL I S. 653), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 werden nach dem 
Wort „Berufsfachschulen" die Worte „sowie der 
Klassen aller Formen der beruflichen Grundbil- 
dung" eingefügt. 

2. § 68 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird die Zahl „11" durch die 
Zahl „10" ersetzt, 


b) in Nummer 3 a werden nach den Worten 
„allgemeinbildenden Schulen" die Worte „und 
von Berufsfachschulen" gestrichen. 


Artikel 2 
§ 1 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 1978 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Durch den vorliegenden Entwurf eines 5. BAföG- 
ÄndG soll der Besuch 

— der Klasse 10 aller Formen der schulischen be- 
ruflichen Grundbildung sowohl in der Regelform 
des Berufsgrundbildungsjahrs (in einigen Ländern 
auch als Berufsgrundschuljahr bezeichnet) sowie 
in dessen Sonderformen und 

— der Klasse 10 der Berufsfachschulen 

uneingeschränkt in der Förderungsbereich des Ge- 
setzes einbezogen werden. Bisher ist gemäß § 68 
Abs. 2 Nr. 3 a des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes die Förderung der Schüler der Klasse 10 
dieser Ausbildungsstätten auf solche Schüler be- 
schränkt, die nicht bei ihren Eltern wohnen, wenn 
von der Wohnung der Eltern aus eine entspre- 
chende zumutbare Ausbildungsstätte nicht erreich- 
bar ist. Schüler der Klasse 10 der Sonderformen des 
Berufsgrundbildungsjahrs werden gegenwärtig über- 
haupt nicht gefördert 

Die Einbeziehung aller Formen der beruflichen 
Grundbildung soll unabhängig davon erfolgen, ob 
diese Ausbildungen die Voraussetzungen der An- 
rechnungsverordnung über das Berufsgrundbil- 
dungsjahr nach § 29 Abs. 1 des Berufsbildungsge- 
setzes vom 14. August 1969 (BGBL I S. 1112), zuletzt 
geändert durch § 28 des Ausbildungsplatzförde- 
rungsgesetzes vom 7. September 1976 (BGBl. I 
S. 2658), erfüllen. Voraussetzung für die Einbezie- 
hung ist, daß die Ausbildung an Schulen im Sinne 
des Landesrechts und in Form des Vollzeitunter- 
richts durchgeführt wird. Nach der gesamten 
Grundstruktur des Bundesausbildungsförderungsge- 
setzes sollen auch durch diesen Entwurf die Teil- 
nehmer an der kooperativen Form der Berufsgrund- 
bildung Förderungsleistungen nach dem Gesetz 
nicht erhalten, bei ihnen handelt es sich um Aus- 
zubildende im Sinne des Berufsbildungsgesetzes, sie 
erhalten tarifliche Leistungen bzw. Förderungen 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 
1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 1 des Gesetzes vom 12. Dezember 1977 (BGBl. I 
S. 2557). 

Das Beruf sgrundbildungsjahr in den Regel- und 
Sonderformen ist nach dem Bildungsgesamtplan 
dem Sekundarbereich II zugeordnet. Es vermittelt 
schulische berufliche Grundbildung auf der Breite 
eines Berufsfelds — bei den Sonderformen auch 
auf der Breite mehrerer Berufsfelder. Unabhängig 
von den im Einzelfall erforderlichen Zugangsvoraus- 
setzungen insbesondere bei den Sonderformen 

— Hauptschulabschluß oder lediglich Erfüllung der 
9jährigen Vollzeitschulpflicht ohne Abschlußquali- 
fikation — ^ entspricht es in seinen Lerninhalten 
einer berufsbildenden Form der Klasse 10. 


Die Einbeziehung ist aus bildungs- und sozialpoliti- 
schen Gründen dringend geboten. Das Berufsgrund- 
bildungsjahr dient einerseits in zunehmendem Maße 
dazu. Jugendlichen, die nicht gleich eine Ausbil- 
dung im dualen System oder an einer schulischen 
Ausbildungsstätte beginnen können, durch die Ver- 
mittlung von beruflichen Grundkenntnissen eine 
Einführung in ein Berufsfeld — bei den Sonderfor- 
men auch in mehrere Berufsfelder — zu geben, an- 
dererseits — insbesondere soweit es als Pflicht- 
schule eingeführt ist — wird mit der Einführung 
unter anderem das Ziel erreicht, mehr Ausbildungs- 
plätze für die geburtenstarken Jahrgänge zu gewin- 
nen. Soweit das Beruf sgrundbildungsjahr die Vor- 
aussetzungen der Anrechnungsverordnung erfüllt, 
wird der erfolgreiche Abschluß dieses Jahrs als 
erstes Jahr auf die Berufsausbildung in dem je- 
weiligen Berufsfeld zugeordneten Ausbildungsberuf 
angerechnet. Die Chancen der Jugendlichen, die 
das Beruf sgrundbildungsjahr erfolgreich durchlau- 
fen, werden damit erheblich verbessert. Solange 
die Auszubildenden im Berufsgrundbildungsjahr 
und in den 10. Klassen der Berufsfachschulen nicht 
in die Förderung einbezogen sind, fühlen sie sich 
gegenüber den Auszubildenden im dualen System 
benachteiligt, die Ausbildungsvergütung bzw. Lei- 
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz erhalten. 
Damit wird auch die Einführung des Berufsgrund- 
bildungsjahrs beeinträchtigt. Der Entwurf sieht 
daher eine annähernde Gleichbehandlung aller 
Schüler des berufsbildenden Schulwesens ein- 
schließlich der Auszubildenden im dualen System 
vor. 

Die Einbeziehung der Schüler der Klasse 10 von 
Berufsfachschulen einschließlich des Berufsgrund- 
bildungsjahrs in die bundesrechtliche Förderung 
bedeutet dabei auch keine ungerechtfertigte Un- 
gleichbehandlung gegenüber den Schülern der wei- 
terführenden allgemeinbildenden Schulen, weil ein 
den Problemen im berufsbildenden Bereich ver- 
gleichbarer Sachverhalt nicht vorliegt und die auf- 
geführten sachlichen Gründe die Förderung in dem 
vorgeschlagenen Rahmen erfordern. 

Der durch die vorgeschlagene Ausdehnung der 
Förderung verursachte zusätzliche Finanzaufwand 
ist wie folgt ermittelt (in Millionen DM) : 



1978 





(ab 1. 
August) 

1979 

1980 

1981 

Kosten 

45 

120 

140 

140 

davon Bund 

30 

80 

90 

90 
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B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die vorgeschlagene Ergänzung des Wortlauts in § 2 
Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes stellt klar, daß alle Regel- 
und Sonderformen der schulischen beruflichen 
Grundbildung in die bundesrechtliche Förderung 
aufgenommen werden. Die Formulierung „sowie der 
Klassen aller Formen der beruflichen Grundbil- 
dung“ ist gewählt, um klarzumachen, daß nach die- 
sem Gesetz die Klassen der unterschiedlichen For- 
men der beruflichen Grundbildung wie solche der 
Berufsfachschulen zu behandeln sind; es sind also 
auf die Klassen der beruflichen Grundbildung je- 
weils die für die Schüler der Berufsfachschule gel- 
tenden Regelungen anzuwenden. 


Zu Nummer 2 

Diese Änderung bewirkt in Verbindung mit Arti- 
kel 2 § 2 des Entwurfs die uneingeschränkte Auf- 
nahme der Förderung der Schüler der Klasse 10 von 
Berufsfachschulen einschließlich der Klassen aller 
Formen der beruflichen Grundbildung. 

Zu Artikel 2 

Zu§l 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu §2 

Der 1. August 1978 ist für das Inkrafttreten des 
Entwurfs vorgeschlagen, da mit diesem Zeitpunkt 
das neue Schuljahr 1978/79 beginnt und eine mög- 
lichst frühzeitige Förderung der Auszubildenden 
in der schulischen Berufsbildung erforderlich ist. 
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Anlage 2 


öteiiungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung stimmt dem Gesetzentwurf des 
Bundesrates, der die Einbeziehung des Berufsgrund- 
bildungsjahrs und der Klasse 10 der Berufsfach- 
schulen in die Förderung nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz ab 1. August 1978 bezweckt, 
grundsätzlich zu. Der Entwurf ist im wesentlichen 
inhaltsidentisch mit einem vom Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft seit längerem gemein- 
sam mit den Ländern vorbereiteten Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes (5. BAföGÄndG), der am 
26. Juli 1978 von der Bundesregierung verabschie- 
det worden ist. Die Bundesregierung unterstützt da- 
mit die Bemühungen der Länder um den Ausbau 
des Berufsgrundbildungsjahres — entsprechend 
ihrem bildungspolitischen Ziel, der beruflichen Bil- 
dung im 10. Bildungsjahr Vorrang einzuräumen. 
Durch die Erweiterung des Förderungsbereichs soll 
ein Anreiz für den Besuch des Berufsgrundbildungs- 
jahres — auch in seinen Sonderformen • — und der 
Klasse 10 der Berufsfachschule geschaffen werden. 
Im einzelnen nimmt die Bundesregierung zu dem 
Entwurf des Bundesrates wie folgt Stellung: 

1. Artikel 1 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

,1. ln § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden nach dem Wort 
„Berufsfachschulen" die Wörter einschließ- 
lich der Klassen aller Formen der beruflichen 
Grundbildung," eingefügt.' 

Begründung 

Die Verwendung des Wortes „sowie" im Ent- 
wurf des Bundesrates läßt die förderungsrecht- 
liche Definition der „Berufsfachschule", wie sie 
dem bisherigen Gesetzesvollzug zugrunde lag 
und auch in Tz. 2.1.15 der Allgemeinen Verwal- 
tungsvorschrift zum BAföG die Zustimmung des 
Bundesrates fand, unberücksichtigt; danach ist 
das anrechenbare Beruf sgrundbildungsjahr eine 
Berufsfachschule im Sinne des BAföG. Diese Re- 
gelung ist auf die nicht anrechenbaren Formen 
des Beruf sgrundbildungsjahres auszudehnen. In- 
folgedessen ist das Wort „sowie" durch das 
Wort „einschließlich" zu ersetzen. 


2. Artikel 2 §§ 1 und 2 werden durch folgende 
Artikel 2 bis 4 ersetzt: 

,A r t i k e 1 2 

§ 68 Abs. 2 des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. April 1976 (BGBl. I S. 989), zuletzt geän- 
dert durch Artikel 1 dieses Gesetzes, wird wie 
folgt geändert: 

1. In Nummer 3 wird die Zahl „10" durch die 
Zahl „11" ersetzt; 

2. In Nummer 3 a werden nach den Wörtern 
„allgemeinbildenden Schulen" die Wörter 
„und von Berufsfachschulen" eingefügt. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Artikel 1, 3 und 4 treten mit Wirkung vom 
1. August 1978, Artikel 2 am 1. August 1981 in 
Kraft. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Erweiterung des Förde- 
rungsbereichs ist auf die gegenwärtige beson- 
dere Situation im Bildungswesen und bei den 
Ausbildungsplätzen abgestellt. Die Bundesregie- 
rung hält daher eine Befristung des Gesetzent- 
wurfs vom 1. August 1978 bis zum 31. Juli 1981 
für erforderlich, um deutlich auf die Notwendig- 
keit hinzuweisen, die vorgeschlagene Erweite- 
rung der Ausbildungsförderung vor Ablauf die- 
ser Frist unter Berücksichtigung neuer Entwick- 
lungen im Bildungswesen zu überprüfen. Diese 
Befristung ist durch die vorgeschlagene Fassung 
der Artikel 2 und 4 sichergestellt. 
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